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„Ehrenamt unterstützen, Kreisfinanzen sichern, 

Funktionalreform kraftvoll umsetzen!“ 
Freyburger Erklärung anlässlich der 21. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 25./26. September 2008 im Burgenlandkreis
Alle 11 Landkreise in Sachsen-Anhalt verfolgen das Ziel, ihre Aufgaben rechtssicher, bürgernah und wirtschaftlich zu erfüllen. Sie leisten damit im Interesse ihrer Einwohner einen bedeutenden Beitrag für die positive Entwicklung des Landes. 
Damit die Landkreise ihre wichtige Funktion als Teil der kommunalen Ebene wirksam wahrnehmen können, müssen
· ihre Gestaltungsspielräume für die Selbstverwaltung erweitert, 
· ihre dauerhafte finanzielle Leistungsfähigkeit gesichert und 
· ihre Ausgleichs- und Bündelungsfunktion gestärkt werden.
Ein Jahr nach Inkrafttreten der Kreisgebietsreform ergeben sich hieraus folgende Forderungen an Landesregierung und Landtag:

Bürgerschaftliches Engagement unterstützen
Sachsen-Anhalt ist durch eine beachtliche Vielfalt ehrenamtlicher Tätigkeiten geprägt, deren Bedeutung angesichts des demografischen Wandels noch wachsen wird. Engagierte Bürgerinnen und Bürger bilden die Basis kommunaler Selbstverwaltung. Bürgerschaftliches Engagement im Landkreis sichert die Zukunft ländlicher Räume.

Dieses Engagement setzt allerdings voraus, dass auch tatsächlich Entscheidungs- und Ge-staltungsspielräume vor Ort bestehen. Hierzu bedarf es einer finanziellen Grundausstattung der Landkreise, die es ermöglicht, ehrenamtliche Aktivitäten beim Brand- und Katastrophenschutz sowie im gesellschaftlichen, sozialen, kulturellen, sportlichen oder sonstigen gemeinnützigen Bereich zu initiieren und angemessen zu unterstützen.
Finanzielle Leistungsfähigkeit sichern
Die Fehlbeträge der Landkreise in Sachsen-Anhalt haben im Haushaltsjahr 2008 mit rd. 430 Mio. Euro einen neuen Höchststand erreicht. Kein Landkreis kann einen ausgeglichenen Haushalt aufweisen. Die Kassenkredite sind im 1. Halbjahr 2008 um weitere 18,7 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum angestiegen.
Ursächlich für diese prekäre Entwicklung sind zu einem wesentlichen Teil steigende Kostenlasten durch Bundesgesetze. Wir fordern daher das Land auf, im Bundesrat keinen weiteren finanziellen Verschiebungen zu Lasten der Landkreise zuzustimmen. 

Auf Landesebene mahnen wir die konsequente Umsetzung der zwischen Landesregierung und kommunalen Spitzenverbänden am 07. November 2007 geschlossenen Konsultationsvereinbarung zur verlässlichen Ausgestaltung der gegenseitigen Finanzbeziehungen an. Zur angekündigten Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes erwarten wir zunächst eine objektive Ermittlung der tatsächlichen Kosten der Aufgabenerledigung durch die Kommunen. 
Gleichzeitig ist der kommunale Finanzausgleich zu einem „echten“ Finanzausgleich weiterzuentwickeln. Hierzu muss künftig die Steuerkraft der kreisangehörigen Gemeinden bei der Bemessung ihrer allgemeinen FAG-Zuweisungen - wie bundesweit üblich - vollständig und nicht nur zu 80 % berücksichtigt werden. Dies ist eine wichtige Voraussetzung, damit steuerstärkere Gemeinden nicht weiterhin zulasten steuerschwächerer Gemeinden begünstigt werden und auch steuerschwächere Gemeinden ihre Aufgaben zum Wohle ihrer Einwohner erfüllen können.

Der Abbau von Aufgaben und Standards ist eine offene Aufgabe, der sich das Land bisher nicht gestellt hat. Die Ankündigung der Landesregierung im Haushaltsbegleitgesetz 2007, die Kürzung der Verbundquote um mehr als 1,5 % durch ein Entlastungsgesetz abzumildern, ist bisher nicht umgesetzt.

Funktionalreform wie angekündigt kraftvoll umsetzen
Gut ein Jahr nach Inkrafttreten der zweiten Kreisgebietsreform ist nach wie vor die Frage nicht beantwortet, welche weiteren staatlichen Aufgaben die neuen Landkreise künftig erfüllen sollen. Damit fehlt es noch immer an der notwendigen Rechtfertigung für die Auflösung von 19 Landkreisen im Zuge der Kreisgebietsreform 2007. 
Die neuen Landkreise bieten ihre Verwaltungs- und Dienstleistungen flächendeckend und in erreichbarer Entfernung zu Bürgern, Gemeinden und Unternehmen an. Die Funktionalreform eröffnet damit die Chance, staatliche Aufgaben und die damit verbundenen Arbeitsplätze in der Fläche zu halten.
Alle 11 Landkreise sind bereit, das von den Regierungsparteien vereinbarte Ziel einer „substantiellen Aufgabenverlagerung“ nachhaltig zu unterstützen und damit weitere Aufgaben vom Land zu übernehmen. 
Vor diesem Hintergrund begrüßen wir das Votum der Lenkungsgruppe für die Verwaltungs- und Funktionalreform, dass bezüglich der Aufgaben
· der Agrarstruktur, 
· des Umweltschutzes, 
· des Arbeitsschutzes, 
· des Bundeseltern- und Erziehungsgeldes, 
· der Jugendhilfe, 
· der Genehmigung von Bauleitplänen und 
· der forsthoheitlichen Aufgaben 
keine „grundsätzlichen rechtlichen oder organisatorischen Bedenken“ gegen eine Übertragung auf die Landkreise und kreisfreien Städte bestehen. 
Wir erwarten, dass die Landesregierung diese Beschlusslage des von ihr selbst eingesetzten Gremiums beim Entwurf eines Zweiten Funktionalreformgesetzes berücksichtigt. Bei der abschließend zu klärenden Frage einer Effizienzrendite zugunsten des Landes erkennen wir für die Gesamtheit der o.g. Aufgaben ein deutliches Einsparpotential, auf das das Land angesichts seiner Haushaltssituation nicht verzichten kann. Für das betroffene Landespersonal bieten die Landkreise einen kompletten Personalübergang an.
Bei den anstehenden Beratungen des Gesetzentwurfs im Landtag setzen wir auf eine konsequente Einhaltung des Koalitionsvertrages.
Die Landkreise appellieren an Landesregierung und Landtag, die Chancen der Kreisgebietsreform zu nutzen und mit einer kraftvollen Funktionalreform Vertrauen in die kommunale Selbstverwaltung zu beweisen.  
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